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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
betreffend eine Aufklärungskampagne über Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. . . 
insbesondere auf Artikel 17 Abs. 2, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Lage auf dem Rindfleischmarkt in der Ge- 
meinschaft ist seit einigen Monaten durch anomal 
niedriger, unter den Interventionspreis abgesunkene 
Preise gekennzeichnet. Dies hat zum Entstehen 
großer Vorräte als Folge von Interventionen auf 
dem Markt geführt. 

Die nächsten Monate werden diese Lage durch 
den Weideabtrieb möglicherweise noch verschärfen. 

Eine Aufklärungskampagne mit dem Ziel, Ange- 
bot und Nachfrage auf dem Rindfleischmarkt in ein 
besseres Gleichgewicht zu bringen, kann zu einer 
Beendigung dieser Marktstörung beitragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten können in den auf das Inkraft- 
treten dieser Verordnung folgenden zwölf Monaten 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . 1974, S. . . . (Verordnung zur Änderung von 
Artikel 17 der Verordnung Nr. 805/68) 


Aufklärungskampagnen zur Beeinflussung des Ver- 
braucherverhaltens je nach Angebot und Nachfrage 
bei Erzeugnissen des Sektors Rindfleisch durch- 
führen. 

Artikel 2 

Diese Aufklärungskampagnen haben 

— sich der bestgeeigneten publizistischen Mittel zu 
bedienen, um die Aktion so wirkungsvoll wie 
möglich zu machen; 

— den spezifischen Bedingungen bei Vermarktung 
imd Verbrauch von Rindfleisch in den verschiede- 
nen Gebieten der Gemeinschaft Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 3 

1. Zur Durchführung dieser Verordnung beabsich- 
tigte Maßnahmen werden der Kommission un- 
verzüglich mitgeteilt. 

2. Nach Ablauf von sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieser Verordnung werden die Ergebnisse 
der in dieser Verordnung vorgesehenen Maß- 
nahmen nach dem Verfahren des Artikels 28 der 
Verordnung (EWG) Nr. 805/68 geprüft. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. August 1974 - 1/4 -680 70 -E- Ri 29/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 15. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Vorschlag einer Verordnung {EWG) dds Rates 

über die Finanzierung der Aufkiärungskampagne über Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 des Rates vom 
. . . 1974 betreffend eine Aufklärungskampagne über 
Rindfleisch sieht die Durchführung einer Auf- 
klärungskampagne durch die Mitgliedstaaten zur 
Erleichterung des Absatzes vorübergehender Rind- 
fleischüberschüsse vor. 

Es empfiehlt sich vorzusehen, daß sich die Mit- 
gliedstaaten an der Finanzierung dieser Maßnahme 
beteiligen und daß daher, abweichend von Artikel 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 
21, April 1970 (über die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik) ^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2788/72 3), die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft auf 50 v. H. der entsprechen- 
den Ausgaben beschränkt wird. 

Es empfiehlt sich ferner, die Gemeinschaftsfinan- 
zierung der Ausgaben im Zusammenhang mit die- 
ser Aufklärungskampagne auf höchstens 5 MRE zu 
begrenzen, die auf die einzelnen Mitgliedstaaten im 
Verhältnis ihrer jeweiligen Bevölkerungszahl zur 
Gesamtbevölkerung der Gemeinschaft aufzuteilen 
sind — 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L , , . 
vom . . , 1974, S 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 


Artikel 1 


1. Abweichend von Artikel 3 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 finanziert der Europäi- 
sche Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Garantie, nur 50 v. H. 
der Ausgaben, die bei Anwendung der Verord- 
nung (EWG) Nr. . . ./74 entstehen. 


2 . 


Die finanzielle Beteiligung des Europäischen 
Ausgleichs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft gemäß Absatz 1 darf jedoch für die einzel- 
nen Mitgliedstaaten folgende Beträge nicht über- 
steigen: 


Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Vereinigtes Königreich 


1 181 500 RE 
194 000 RE 
98 500 RE 
1 013 000 RE 
59 000 RE 
1 070 000 RE 
7 000 RE 
259 000 RE 
1 118 000 RE 


Artikel 2 

Durchführungsbestimmungen werden erforderlichen- 
falls nach dem Verfahren des Artikels 13 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen, 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


3 



DrUCkS3Ch6 7I2A7^ Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 

Als Beitrag zu einer Entlastung des Rindfleisdi- 
marktes, der sich zur Zeit in Schwierigkeiten be- 
findet, die sich in der Zeit des Weideabtriebs mög- 
licherweise noch verschärfen werden, wird dem Rat 
der Erlaß von Maßnahmen vorgeschlagen, die eine 
von den einzelnen Mitgliedstaaten durchzuführende 
Aufklärungskampagne mit dem Ziel, Angebot und 
Nachfrage auf dem Rindfleischmarkt besser ins 
Gleichgewicht zu bringen, gestatten. Der Vorschlag 
stützt sich auf den abgeänderten Artikel 17 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 805/68, der besondere Maß- 
nahmen im Fall von Marktstörungen durch Ver- 
knappung ebenso wie durch Überfluß vorsieht. 

Finanzielle Gesichtspunkte 

Die Finanzierungsregelung soll die Voraussetzun- 
gen für eine Gemeinschaftsfinanzierung der Maß- 


nahme definieren. Die im vorliegenden Vorschlag 
vorgesehenen Maßnahmen stellen Marktinterven- 
tionen im Sinne des Artikels 3 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 dar, die zu Lasten des 
EAGFL, Abteilung Garantie, gehen. 

Da die Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 über die Auf- 
klärungskampagne den Mitgliedstaaten die Art und 
Weise des Vorgehens bei einer solchen Kampagne 
überläßt, empfiehlt es sich jedoch, nicht nur die 
Gemeinschaftsfinanzierung auf 50 v. H. der sich aus 
den besagten einzelnen Aufklärungskampagnen er- 
gebenden Kosten zu beschränken, sondern auch 
einen Höchstsatz von 5 MRE vorzusehen. Dieser Be- 
trag ist auf die einzelnen Mitgliedstaaten im Ver- 
hältnis ihrer jeweiligen Bevölkerungszahl zur Ge- 
samtbevölkerung der Gemeinschaft aufzuteilen. Die 
Gemeinschaftsausgaben werden nach Artikel 651 
des Haushaltsplans der Europäischen Gemeinschaf- 
ten finanziert. 
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